
den. Besorgniserregend seien anhaltende Be-
richte über schwere Mißhandlungen durch Poli-
zisten. Auch überfüllte Haftanstalten seien ins-
besondere angesichts des Risikos der Ausbrei-
tung ansteckender Krankheiten bedenklich, eben-
so wie die Tatsache, daß Personen ihre Rechts-
stellung als Bürger verloren hätten und ihr Sta-
tus ein illegaler geworden sei, nachdem sie das
Land vorübergehend verlassen hätten. Lettland
solle eine einklagbare Höchstdauer der Inhaftie-
rung für abgewiesene Asylbewerber einführen.
Zu den erfreulichen Entwicklungen in Jemen
zählte nach Ansicht der Ausschußmitglieder die
Einrichtung eines Ministeriums für Menschen-
rechte und das Vorhaben, gesonderte Einrichtun-
gen für die Aufnahme von aus der Haft entlasse-
nen Frauen zu schaffen. Allerdings merkten die
Sachverständigen mit großer Sorge an, daß eini-
ge Strafen Auspeitschung und die Amputation
von Gliedmaßen einschlössen, was gegen das
Übereinkommen verstoßen könne. Berichten zu-
folge seien Isolationshaft, Massenverhaftungen
und überlanger Gewahrsam ohne gerichtliches
Verfahren eine häufige Praxis, und die frühe
Strafmündigkeit, die es erlaubt, Kinder im Alter
von sieben Jahren bereits in bestimmten Ein-
richtungen festzuhalten, sei ebenfalls unerfreu-
lich. Als Mißstand beklagt wurden auch Ver-
schleppungen von Ausländern ohne die Möglich-
keit, solche Maßnahmen rechtlich anzufechten.
Diese Praxis könne Artikel 3 verletzen. Sämtli-
che Anti-Terror-Maßnahmen müßten mit dem
Überkommen im Einklang stehen, und die Be-
mühungen um die Errichtung von Frauenhäu-
sern für entlassene weibliche Häftlinge müßten
fortgesetzt werden, um den betroffenen Frauen
ein Verbleiben in der Haftanstalt nach Ablauf
ihrer Strafe zu ersparen.
Anschließend bewerteten die Experten den Be-
richt Litauens. Sie stellten mit Genugtuung fest,
daß der Staat eine Reform seines Rechtssystems
auf den Weg gebracht habe, die den verbesser-
ten Schutz der Menschenrechte einschließe. Po-
sitiv wurde auch die Schaffung einer Zeugen-
und Opferschutzhilfe des Innenministeriums be-
wertet. Der Ausschuß monierte die schlechten
Zustände in den Gefängnissen und die Tatsache,
daß viele Häftlinge in der Angst vor Gewalt von
seiten anderer Häftlinge lebten, wie dies bereits
der Europäische Anti-Folter-Ausschuß ange-
merkt habe. Des weiteren wurde bedauert, daß
Litauen keine Informationen geliefert habe, die
sich auf das Problem der Gewalt gegen Wehr-
dienstpflichtige in der Armee bezögen. Auch
fehlten Angaben zu Alter, Geschlecht und Be-
stimmungsland von ausgewiesenen Ausländern
und staatenlosen Personen. Litauen solle Be-
richten über Gewalt gegen Wehrdienstpflichti-
ge nachgehen und seine Bemühungen um ein
effektives Rechtshilfesystem fortsetzen, insbe-
sondere indem es öffentliche Gelder bereitstelle
und durch die Zusammenarbeit mit der Anwalts-
vereinigung.
Der Berichterstatter des Ausschusses lobte Ka-
merun für seine termingerechte Übermittlung der
Berichte. Zufriedenstellend am dritten Bericht
des Landes sei das Projekt, zusätzliche Haftan-
stalten zu errichten, um die Überfüllung der vor-
handenen zu beenden. Außerdem seien 2002 im
Zuge einer Kollektivamnestie 1757 Gefangene
freigelassen worden, und auch die Bemühungen
um den Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von

Frauen gegen Gewalt wurde hervorgehoben. Sehr
besorgt war der CAT aber über die tiefgreifen-
den Widersprüche zwischen Berichten, denen
zufolge die Bestimmungen des Übereinkommens
ernstlich verletzt würden und den diesbezügli-
chen Aussagen des Vertragsstaats. Auch Berich-
te über den systematischen Gebrauch der Folter
auf Polizeistationen nach Verhaftungen wurden
mit Besorgnis zur Kenntnis genommen. Zu be-
klagen sei des weiteren die anhaltende Überfül-
lung der Gefängnisse, da insbesondere die Ge-
walt unter Häftlingen und die mangelnde Hy-
giene die Gesundheit der Inhaftierten gefährde-
ten. Besonders beunruhigend sei auch die Zu-
nahme von Todesfällen im Douala-Zentralge-
fängnis seit Beginn 2003. Laut Regierungsde-
legation waren es 25, den Menschenrechtsor-
ganisationen zufolge belief sich die Zahl der
Todesfälle allerdings auf 72. Unter Stammes-
führern sowie auf Polizeistationen und in Ge-
fängnissen verübte Folterungen müßten ein En-
de haben, ebenso wie die Straflosigkeit der Fol-
terer, und ein unabhängiges Organ müsse Be-
schwerden über Folter und Mißhandlungen nach-
gehen. Ein Gesetz, das die Genitalverstümme-
lung von Frauen verbietet, sei dringend erfor-
derlich. ❒

Kinder zunehmend von HIV/Aids be-
troffen

MONIKA LÜKE

Rechte des Kindes: 32.–34. Tagung des CRC
– Diskriminierung von Flüchtlingskindern
und behinderten Kindern – Islands Kinder
haben es gut – erhebliche Mängel in den Ju-
stizsystemen

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Monika
Lüke, Kinderpolitik ohne Koordinierung, Ver-
einte Nationen 5/2003, S. 181ff., fort.)

Das Übereinkommen über die Rechte des Kin-
des (kurz: Kinderrechtskonvention) zählte bei
Ende der 34. Tagung (Oktober 2003) 192 Ver-
tragsstaaten. Timor-Leste ist im Jahr 2003 hin-
zugekommen. Alle Territorialstaaten mit Aus-
nahme der USA und Somalias haben dieses 1989
verabschiedete Übereinkommen ratifiziert und
es somit zu dem Völkerrechtsvertrag mit den
meisten Vertragsstaaten gemacht. Diese an sich
erfreuliche Entwicklung tritt allerdings in den
Hintergrund angesichts der bei fast allen Ver-
tragsstaaten gängigen Praxis, zahlreiche Vorbe-
halte einzulegen, und der in vielen Staaten un-
zureichenden Umsetzung der Konventionsrech-
te. Da die Arbeitsbelastung des Ausschusses für
die Rechte des Kindes (CRC) in Folge der kon-
tinuierlichen Ausweitung der Vertragsstaaten
über die Jahre zugenommen hat, wurde der Bit-
te des CRC, die Anzahl der Sachverständigen
von 10 auf 18 anzuheben, also fast zu verdop-
peln, entsprochen. Die Generalversammlung hat-
te der Änderung von Artikel 43 Absatz 2 der
Konvention bereits in ihrer Resolution vom 21.
Dezember 1995 (A/Res/50/155) genehmigt, doch
mußten erst noch zwei Drittel der Vertragsstaa-
ten zustimmen. Dieses Quorum wurde erst sieben

Jahre später, am 18. November 2002, erreicht.
Die neuen Mitglieder wurden auf dem Treffen
der Staatenvertreter am 10. Februar 2003 in New
York gewählt, darunter der deutsche Soziologie-
professor Lothar Friedrich Krappmann.
Die Kinderrechtskonvention wird durch zwei
Fakultativprotokolle ergänzt: das Fakultativpro-
tokoll betreffend die Beteiligung von Kindern an
bewaffneten Konflikten (seit 12. Februar 2002
in Kraft) war bis Oktober 2003 von 63 Staaten
ratifiziert worden; das Fakultativprotokoll betref-
fend Kinderhandel, Kinderprostitution und Kin-
derpornographie (seit 18. Januar 2002 in Kraft)
hatte zum selben Zeitpunkt 65 Vertragsparteien
(Text: VN 4/2000, S. 146ff.).
Im Jahr 2003 verabschiedete der Ausschuß drei
Allgemeine Bemerkungen (Nr. 3, 4 und 5), die
den Staaten bei der Umsetzung der Kinderrechts-
konvention als Leitfaden dienen sollen. Die All-
gemeine Bemerkung Nr. 3 behandelt die Aus-
wirkung der HIV/Aids-Epidemie auf die Kinder-
rechte. Der Ausschuß benennt darin Verpflich-
tungen in den Bereichen Prävention, Fürsorge
und Behandlung, die sich aus der Konvention
ergeben und weist auf die besonderen Gefähr-
dungen und Bedürfnisse von an Aids erkrank-
ten Kindern hin. Die Gesundheit und Entwick-
lung von Jugendlichen ist Gegenstand der Allge-
meinen Bemerkung Nr. 4. Es wird festgestellt,
daß die Staaten die besonderen Bedürfnisse von
Kindern dieser Altersgruppe oft nicht ausrei-
chend berücksichtigen. Die Bemerkung hebt die
Menschenrechte hervor, die besonders gefördert
und geschützt werden müssen, um Jugendlichen
bestmögliche Gesundheit und eine ausgegliche-
ne Entwicklung zu gewährleisten und identifi-
ziert entsprechende Verpflichtungen für die Staa-
ten. In der Allgemeinen Bemerkung Nr. 5 kon-
kretisiert der Ausschuß die Forderung aus Arti-
kel 4, »alle geeigneten … Maßnahmen« zur Um-
setzung der Rechte der Konvention zu ergrei-
fen, sowie die Pflicht, Konvention und Berichte
einer breiten Öffentlichkeit bekannt zu machen
(Artikel 42 und 44 Absatz 6).
Auf der 34. Tagung hielt der CRC den Tag der
Allgemeinen Diskussion zum Thema indigene
Kinder ab. Dabei waren sich die Teilnehmer –
darunter UN-Vertreter und Vertreter nichtstaat-
licher Organisationen – einig, daß eine größere
Sensibilisierung für die besonderen Bedürfnis-
se der indigenen Kinder entwickelt werden müs-
se. Die schulische, gesundheitliche und sozia-
le Versorgung dieser Kinder müsse verbessert
werden.
Im Jahre 2003 behandelte der CRC insgesamt
26 Staatenberichte. Er kam turnusgemäß zu drei
Sitzungsperioden in Genf zusammen (32. Ta-
gung: 13.–31.1.; 33. Tagung: 9.5.–16.6.; 34. Ta-
gung: 15.9.–3.10.).

32. Tagung

In Estland wurden bei der sozialen Fürsorge für
Kinder im Berichtszeitraum erhebliche Fortschrit-
te dadurch erzielt, daß eine umfassende Kranken-
versicherung eingeführt und Kampagnen zur För-
derung der Schulspeisung durchgeführt wurden.
Ein Problem in Estland ist die Staatenlosigkeit
vieler Kinder. Außerdem werden russischsprachi-
ge Kinder häufig benachteiligt.
Durch die Finanzkrise in Asien Ende der neun-
ziger Jahre konnte die Republik Korea für die
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Belange der Kinder nur einschränkte Ressour-
cen zur Verfügung stellen. Darüber hinaus wird
die Konvention in dem ostasiatischen Schwel-
lenland nur eingeschränkt umgesetzt, da zu ei-
nigen Artikeln Vorbehalte eingelegt wurden. In
Südkorea ist die Meinungsfreiheit für Schüler
eingeschränkt; körperliche Züchtigung ist er-
laubt.
Italien hat beide Fakultativprotokolle zur Kin-
derrechtskonvention ratifiziert. Die Ausschuß-
mitglieder äußerten sich besorgt zu Informatio-
nen über Mißhandlungen von Kindern in Poli-
zeigewahrsam, die sich insbesondere gegen aus-
ländische und Roma-Kinder richteten. Außerdem
leiden immer mehr Kinder an psychosomatischen
Störungen. Die Zahl der Abtreibungen bei – ins-
besondere ausländischen – Mädchen ist eben-
falls ansteigend. Jugendliche Flüchtlinge werden
häufig nicht konventionsgemäß behandelt.
Die Umsetzung der Konvention in Rumänien
wird immer noch durch den Übergang zur Markt-
wirtschaft erschwert. Rumänien hat das Fakul-
tativprotokoll betreffend den Kinderhandel, die
Kinderprostitution und die Kinderpornographie
ratifiziert. Auch in dem osteuropäischen Land
stellen Mißhandlungen von Kindern in Polizei-
gewahrsam ein Problem dar; wiederum richtet
sich die Gewalt vorrangig gegen Kinder von
Minderheiten, insbesondere gegen Roma. Die
Verarmung weiter Gesellschaftsschichten trifft
die Kinder besonders. Wenn die Eltern sich nicht
mehr in der Lage sehen, ihre Kinder zu ernäh-
ren, geben sie diese zuweilen in staatliche Hei-
me. In den Familien nimmt die Gewalt gegen
Frauen und Kinder zu. Die hohe Zahl an Selbst-
morden bei Jugendlichen, Abtreibungen, jugend-
lichen Müttern, Geschlechtskrankheiten und die
Ausbreitung von HIV/Aids bei Jugendlichen sind
Indikatoren für tiefgreifende gesellschaftliche
Mißstände. Entgegen den Bestimmungen der
Konvention ist in Rumänien Kinderarbeit noch
immer weit verbreitet; die Arbeitsbedingungen
sind erbarmungswürdig; eine erhebliche Anzahl

von Jugendlichen arbeitet ohne Versicherungs-
schutz.
Vietnam hat beide Fakultativprotokolle zur Kin-
derrechtskonvention ratifiziert. Die staatliche
Rechtsordnung entspricht aber nicht in allen
Punkten den Bestimmungen der Konvention. Die
vietnamesische Regierung stellt für die Bedürf-
nisse der Kinder nach der Auffassung der Ex-
perten nur unzureichende Ressourcen zu Verfü-
gung. Die große Zahl von Kindern, die verun-
glücken, rief Besorgnis hervor. Obwohl sich die
gesundheitliche Lage von Kindern und Müttern
in den vergangenen Jahren verbessert hat, bleibt
die Säuglings- und Müttersterblichkeit hoch. Ein
weiteres Problem ist der Zugang zu Trinkwas-
ser. HIV/Aids betrifft zunehmend auch Kinder
und Jugendliche, weil sie infiziert sind oder aber
weil sie ihre Eltern durch die Krankheit verloren
haben. Der Schulbesuch ist in den ländlichen
Gebieten erheblich schwerer als in den Städten.
Viele Kinder werden bei ihrer Arbeit in Goldmi-
nen, in der Landwirtschaft oder im Privatsektor
ausgebeutet. Zahlreiche Kinder leben und arbei-
ten auf der Straße.
Die Tschechische Republik hat Maßnahmen
gegen die sexuelle Ausbeutung und den Miß-
brauch von Kindern ergriffen. Die Experten
waren alarmiert ob der steigenden Zahl von
Kindern, die ohne Gerichtsverfahren in staatli-
chem Gewahrsam gehalten werden. Viele Kin-
der mit Behinderungen werden in Erziehungs-
anstalten untergebracht, in denen auch junge
Straffällige interniert sind. Insbesondere in den
Städten sind Kinder zunehmend von Obdach-
losigkeit betroffen. Die Tschechische Republik
hat das Fakultativprotokoll betreffend die Be-
teiligung von Kindern an bewaffneten Konflik-
ten ratifiziert.
Die instabile politische Situation und hohe Aus-
landsschulden erschweren die Umsetzung der
Konvention in Haiti erheblich. Die Situation der
Kinder auf der Karibikinsel steht in vielerlei Hin-
sicht im Widerspruch zu den Bestimmungen der

Konvention. Beispielsweise können Eltern ihre
Kinder für bis zu sechs Monate in ein Gefängnis
schicken. In den ländlichen Gebieten besteht für
Kinder kaum Zugang zu einer Gesundheitsver-
sorgung; die Zahl der illegalen Abtreibungen ist
hoch; und HIV/Aids breitet sich zunehmend aus.
Viele Kinder müssen arbeiten und können daher
nicht die Schule besuchen; zum Teil leben sie
dabei auf der Straße.
Island hat beide Fakultativprotokolle zur Kin-
derrechtskonvention ratifiziert. Der Staat stellt
erhebliche Ressourcen für die Belange der Kin-
der zur Verfügung. Bis auf einige Defizite hin-
sichtlich der strafrechtlichen Behandlung Jugend-
licher ist die Situation von Kindern vorbildlich.

33. Tagung

Der CRC behandelte den ersten Bericht Erit-
reas. Noch immer steht die Gesetzgebung des
Landes am Horn von Afrika nicht in allen Punk-
ten im Einklang mit den Bestimmungen der Kon-
vention. Die Situation der Kinder in Eritrea wird
noch immer durch die Folgen des vergangenen
Bürgerkriegs negativ beeinflußt. Des weiteren er-
schweren die lange Trockenperiode und die Ar-
mut des Landes die Umsetzung der Konvention.
Ein Problem, das insbesondere auch die Kinder
betrifft, ist die rasante Ausbreitung von HIV/
Aids. Der Ausschuß lobte die Absenkung der
Kindersterblichkeit um 50 vH. Durch das staat-
liche Impfprogramm werden mittlerweile 60 vH
der Kinder versorgt. Die Alphabetisierung schrei-
tet fort. Auch aufgrund der staatlichen Initiative,
hat sich die Quote von Mädchen, die eine Grund-
schule besuchen, erhöht. Noch immer arbeiten
jedoch zahlreiche Kinder auf der Straße oder im
informellen Sektor.
Der zweite Bericht Zyperns bezieht sich ledig-
lich auf den griechischen Teil der Insel und ist
selbst diesbezüglich lückenhaft. Die gesundheit-
liche Situation der Kinder hat sich im Berichts-
zeitraum verbessert. Die zypriotische Regierung
wendet 19,5 vH des Bruttoinlandsprodukts für
kinderspezifische Maßnahmen auf. Andererseits
steht die zypriotische Rechtsordnung in vielen
Bereichen nicht im Einklang mit der Konventi-
on. In Zypern ist nicht sichergestellt, daß Jugend-
liche unter 18 Jahren nicht zwangsweise zum
Militärdienst eingezogen werden.
Laut Sambias erstem Bericht an den CRC er-
schweren die Armut im Land, die epidemische
Ausbreitung von HIV/Aids, Korruption und die
hohe Staatsverschuldung die Verwirklichung der
Rechte. Nach der Ansicht des Expertengremi-
ums wird die Gesundheit heranwachsender Ju-
gendlicher vernachlässigt, das betrifft insbeson-
dere Mädchen. Möglicherweise steht die hohe
Zahl der schwangeren Minderjährigen damit im
Zusammenhang. Der Ausschuß lobte die Maß-
nahmen der sambischen Regierung zur Integra-
tion von Flüchtlingskindern trotz der schwie-
rigen finanziellen Situation. Bei der Rekrutie-
rung von Soldaten wird nicht mit Sorgfalt über-
prüft, ob der Jugendliche tatsächlich das Alter
von 18 Jahren erreicht hat. Die zahlreichen Stra-
ßenkinder haben in der Regel keinen Zugang zu
Gesundheitsdiensten; sie leiden unter der Bru-
talität der Sicherheitskräfte und werden häufig
Opfer von sexueller Ausbeutung. Die Experten
legten der Regierung Sambias nahe, sexuelle
Ausbeutung, Prostitution und Kinderpornogra-
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phie stärker zu bekämpfen und für eine ange-
messene Betreuung der Opfer zu sorgen.
Die Situation der Kinder in Sri Lanka und die
Umsetzung ihrer Rechte aus der Konvention
werden noch immer durch die Auswirkungen
des Bürgerkriegs und den Wiederaufbau beein-
trächtigt. Sri Lanka hat das Fakultativprotokoll
betreffend die Beteiligung von Kindern an be-
waffneten Konflikten ratifiziert. Bedauerlicher-
weise ist der Anteil der Ausgaben für Kinder, ins-
besondere für ihre Gesundheit und Ausbildung
im Berichtzeitraum gesunken. Die sri-lankische
Rechtsordnung entspricht den Bestimmungen der
Konvention nicht im vollen Umfang. Zahlreiche
Kinder leiden unter Mangelernährung und deren
gesundheitlichen Folgen. Oftmals steht nicht in
ausreichendem Maße Trinkwasser zur Verfü-
gung. Depressionen sind weit verbreitet. Die
staatlichen Aufklärungskampagnen im Bereich
der reproduktiven Gesundheit sind unzureichend,
vor allem im Hinblick auf die effektive Bekämp-
fung von HIV/Aids. Eine große Anzahl von Kin-
dern arbeiten im informellen Sektor, als Haus-
angestellte, auf Plantagen oder auf der Straße
unter oft unwürdigen Bedingungen. Gewalt ge-
gen Kinder und Kindesmißbrauch sind weit ver-
breitet.
Die Salomonen haben dem CRC ihren ersten
Bericht vorgelegt. Demnach erschweren die an-
gespannte politische Situation und die wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten, einschließlich Armut und
Arbeitslosigkeit, sowie die geographischen Ge-
gebenheiten in dem aus 992 Inseln bestehenden
Pazifikstaat die Umsetzung der Konvention er-
heblich. Zwar gibt es eine Reihe von Gesetzes-
vorlagen, die dazu beitragen sollen, die Konven-
tionsrechte auf den Inseln zu verwirklichen; die-
se sind aber bisher nicht in Kraft getreten. Die
finanziellen Ressourcen, die für das Wohl der
Kinder zur Verfügung stehen, wurden in den ver-
gangenen Jahren verringert. In der salomoni-
schen Rechtspraxis werden die in der Konventi-
on vorgesehenen Altersgrenzen, beispielsweise
für Strafmündigkeit, Ehefähigkeit, Aufnahme ei-
ner Erwerbstätigkeit und den Schulbesuch nicht
eingehalten. Frauen und Mädchen sind in der pa-
triarchalischen Gesellschaftsstruktur in besonde-
rem Maße Diskriminierungen ausgesetzt. Der
Mißbrauch von Kindern, auch innerhalb der Fa-
milie scheint ein erhebliches Problem darzustel-
len. Auf den Salomonen ist das Gesundheitssy-
stem zusammengebrochen, so daß die meisten
Kinder nicht ausreichend versorgt werden kön-
nen. Aufgrund der ausbleibenden Bezahlung von
Lehrern sind die staatlichen Schulen in der Ver-
gangenheit häufig geschlossen geblieben. 20 bis
25 vH der schulfähigen Kinder besuchen keine
Grundschule und weitere 30 vH brechen die Schu-
le vorzeitig ab, um zum Unterhalt der Familie
beizutragen. Die Kinder leben dabei zuweilen auf
der Straße und sind deshalb besonders gefähr-
det, sexuell ausgebeutet zu werden. Einige Kin-
der gehen auch freiwillig der Prostitution nach,
um dadurch ihre wirtschaftliche Notlage zu über-
winden.
Der CRC kritisierte, daß Libyen bei der Ver-
wirklichung der Kinderrechte vornehmlich einen
paternalistischen Ansatz verfolgt. Die Rechts-
ordnung ist nicht vollständig im Einklang mit
den Bestimmungen der Konvention. Arbeitsmi-
granten und deren Kindern wird in der libyschen
Gesellschaft häufig mit Fremdenfeindlichkeit be-

gegnet. In Libyen haben Flüchtlingskinder kei-
nen besonderen Rechtsschutz. Zahlreiche Kin-
der sind mit HIV/Aids infiziert.
Obwohl in Jamaika im gesundheitlichen Be-
reich Verbesserungen zu verzeichnen sind, ist
die Versorgung der Kinder unzureichend. Die
Zahlen der schwangeren Teenager und beson-
ders jungen Mütter sind hoch. Die Gesetzge-
bung im Karibikstaat befindet sich noch immer
nicht im Einklang mit den Bestimmungen der
Konvention: Kinder arbeiten auch unterhalb der
Mindestaltersgrenze von zwölf Jahren. Sie wach-
sen häufig in einem von Gewalt geprägten Um-
feld auf. Mädchen gleich welchen Alters wer-
den in Jamaika nicht nur besonders häufig Op-
fer von Gewalt und sexueller Ausbeutung, son-
dern auch generell benachteiligt. Es gibt viele
Alleinerziehende. Besonders Kinder von Fami-
lien, die in Armut leben, haben nicht immer Zu-
gang zum Bildungssystem. Viele Kinder bre-
chen die Schule ab und leben anschließend auf
der Straße. In den Schulen ist körperliche Züch-
tigung an der Tagesordnung.
In Marokko hat sich die Menschenrechtslage im
Berichtszeitraum verbessert. Beispielsweise sind
Reformen hinsichtlich der in der Konvention ge-
nannten Mindestaltersgrenzen durchgeführt wor-
den. So wurde das Mindestalter für die Aufnah-
me einer Erwerbstätigkeit auf 15 Jahre erhöht.
Des weiteren wurde dem Ausschuß zugesagt, die
Altersgrenze für die Heirat auch bei Frauen auf
18 Jahre heraufzusetzen. Marokko hat zwar bei-
de Fakultativprotokolle ratifiziert, doch sind im
Konflikt um Westsahara viele Kinder in die
Feindseligkeiten verwickelt. Der Ausschuß kri-
tisierte den Vorbehalt der marokkanischen Re-
gierung gegen die Religionsfreiheit aus Artikel
14 der Konvention und die Diskriminierungen
von unehelichen Kindern und Kindern von Ma-
rokkanerinnen mit ausländischen Vätern, die
nicht die Möglichkeit haben, die marokkanische
Staatsbürgerschaft anzunehmen. Kinder- und
Säuglingssterblichkeit bleiben hoch. Viele ar-
beitende Kinder sind jünger als die Konvention
erlaubt. Sie arbeiten in der Landwirtschaft, im
Handwerk oder als Hausangestellte, und werden
häufig ausgebeutet. Fehlende Aufklärungsmaß-
nahmen tragen zu einer hohen Quote schwan-
gerer Jugendlicher bei. Das staatliche Schulsy-
stem ist an vielen Stellen unzureichend: zahlrei-
che Kinder, vor allem Mädchen, brechen die
Schule vorzeitig ab.
Syrien hat zwar die beiden Fakultativprotokol-
le ratifiziert, doch bei zahlreichen Artikeln der
Konvention Vorbehalte eingelegt, darunter auch
bei der Religionsfreiheit. In den Gesetzen wer-
den Mädchen an vielen Stellen diskriminiert.
Syrien hat Maßnahmen ergriffen, um die ge-
sundheitliche Versorgung von Kindern und Müt-
tern zu verbessern, dennoch bleiben erhebliche
Lücken im staatlichen Gesundheitssystem. Zwar
bemüht sich die Regierung, den im Land leben-
den Flüchtlingskindern Zugang zum Schulsy-
stem zu verschaffen, doch steht diesen Bemüh-
ungen eine relativ hohe Schulabbrecherrate bei
syrischen Kindern, insbesondere bei Mädchen,
gegenüber. Im informellen Sektor ist Kinderar-
beit an der Tagesordnung; die Arbeitsbedingun-
gen sind besorgniserregend.
Die politischen, wirtschaftlichen und sozialen
Umwälzungen in Kasachstan in den vergange-
nen 15 Jahren erschweren die Umsetzung der

Konvention. Die Lebensverhältnisse haben sich
in den vergangenen Jahren verschlechtert. Um-
weltkatastrophen, wie das Austrocknen des Ar-
alsees, gefährden die Gesundheit eines großen
Teiles der Bevölkerung und den Zugang zu
Trinkwasser. Die gesundheitliche Versorgung
ist unzureichend. Alarmierend sei, daß die Zahl
der Kinder mit Behinderungen sich in den ver-
gangenen zwölf Jahren verdreifacht hat. Ob-
wohl sich die Regierung bemüht, den besonde-
ren Bedürfnissen von behinderten Kindern durch
spezielle Maßnahmen Rechnung zu tragen, ist
die staatliche Unterstützung und Förderung für
diese Kinder und ihre Familien unzureichend.
Es gibt keine besondere, angemessene Betreu-
ung von unbegleiteten minderjährigen Flücht-
lingen. Die Zahl der Kinder, die in der Sexindu-
strie tätig ist, steigt, und es fehlt an Betreuungs-
maßnahmen und Reintegrationsprogrammen
für Kinder, die der Prostitution nachgehen. Im-
mer mehr Kinder leben auf der Straße und wer-
den dort Opfer von sexueller Ausbeutung.

34. Tagung

Der flächen- und bevölkerungsmäßig viertklein-
ste Mitgliedstaat der UN, San Marino, hat die
beiden Fakultativprotokolle bisher nicht ratifi-
ziert. Das war einer der wenigen Kritikpunkte,
die der Ausschuß in Bezug auf die Umsetzung der
Konvention in dem in Italien liegenden Zwerg-
staat hatte. Ein neues Problem stellt die zuneh-
mende Fettleibigkeit von Kindern dar.
Kanada hat zu Artikel 21 der Konvention (Min-
deststandards für das Adoptionsrecht) einen Vor-
behalt eingelegt. Die Kinder der indianischen
Urbevölkerung und von Migranten sind Diskri-
minierungen ausgesetzt; nicht immer haben sie
uneingeschränkten Zugang zum Schulsystem,
und nicht alle Formen von körperlicher Züchti-
gung sind in Kanada gesetzlich sanktioniert.
Das kanadische Asylrecht enthält keine adäqua-
ten Regelungen für die Betreuung unbegleiteter
minderjähriger Flüchtlinge. Dem Ausschuß la-
gen Berichte über eine konventionswidrige Er-
werbstätigkeit von Kindern unter 13 Jahren vor,
und in den kanadischen Metropolen sind immer
mehr Kinder obdachlos. Kanada hat das Fakul-
tativprotokoll über die Beteiligung von Kindern
an bewaffneten Konflikten ratifiziert.
Auch Neuseeland hat bei der Ratifizierung ei-
nige Konventionsbestimmungen mit Vorbehal-
ten belegt. Im innerstaatlichen Recht ist kon-
ventionswidrig kein Mindestalter für die Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit festgelegt. Sorge
bereiteten dem CRC die Zunahme an Selbst-
morden unter Jugendlichen und das unzurei-
chende Angebot an psychotherapeutischer Be-
treuung für Jugendliche, besonders in den länd-
lichen Gebieten und den Maori-Siedlungen. In
diesen Regionen leben alleinerziehende Frauen
oft in Armut. Neuseeland hat bisher lediglich
das Fakultativprotokoll betreffend die Beteili-
gung von Kindern an bewaffneten Konflikten
ratifiziert. Im Widerspruch zu den Bestimmun-
gen im Fakultativprotokoll bezieht sich in der
neuseeländischen Rechtsordnung die Alters-
grenze für die Teilnahme an Feindseligkeiten
bisher nur auf Auslandseinsätze. Dadurch ist
nicht sichergestellt, daß Kinder unter 18 Jahren
nicht an sonstigen militärischen Einsätzen teil-
nehmen.
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In Pakistan erschweren Dürre, wirtschaftliche
Probleme, bewaffnete Auseinandersetzungen in
einigen Regionen, Flüchtlingsströme aus Afgha-
nistan und das hohe Bevölkerungswachstum die
Umsetzung der Konvention. Die Situation der
Kinder ist erbarmungswürdig. Nach wie vor ent-
spricht die Gesetzeslage nicht vollständig den Be-
stimmungen der Konvention, die Regelungen für
Mädchen sind oft diskriminierend. Mädchen und
ihre Mütter sind immer wieder Opfer sogenann-
ter »Ehrenmorde«; die Täter werden entweder
gar nicht oder mit unangemessener Milde be-
straft. Zahlreiche Kinder werden mißbraucht und
vernachlässigt. In Pakistan existiert kein flächen-
deckendes Gesundheitssystem; die Impfquote ist
äußerst niedrig. Traditionelle Bräuche, wie die
sehr frühe oder erzwungene Heirat, bedrohen die
Gesundheit der Mädchen. Viele Kinder leiden
unter Trinkwassermangel. Bewaffnete Truppen
jagen Kinder, um diese zwangszurekrutieren.
Die Lebensbedingungen in den afghanischen
Flüchtlingslagern sind alarmierend. Kinderar-
beit ist weit verbreitet und in der Gesellschaft
akzeptiert. Sexuelle Ausbeutung ist nicht ein-
deutig verboten und obwohl die staatlichen Be-
hörden Maßnahmen gegen Kinderhandel ergrif-
fen haben, scheint dieser bei weitem nicht unter-
bunden. Die vielen Straßenkinder sind in dieser
Hinsicht besonders gefährdet.
In Madagaskar ist die Konvention Bestandteil
der innerstaatlichen Rechtsordnung, jedoch er-
schweren Naturkatastrophen, hohe Auslands-
schulden und traditionelle Praktiken die Um-
setzung der Konvention. In einigen Regionen
werden Säuglinge, die an einem ›unglückli-

chen‹ Tag geboren sind, getötet oder ausge-
setzt. In einem anderen Landesteil ist es üb-
lich, Zwillingsgeburten zu töten. Viele Kinder
sterben an Krankheiten, weil die gesundheitli-
che Versorgung unzureichend ist oder die Kin-
der zu Wunderheilern gebracht werden. Die
Grundschulbildung steht nicht flächendeckend
und auch nicht immer kostenfrei zur Verfü-
gung, so daß zahlreiche Kinder nicht lesen und
schreiben können. Kinderarbeit ist insbesonde-
re im informellen und häuslichen Sektor weit
verbreitet.
Mit Ausnahme der Kinderrechtskonvention hat
Brunei bisher keinen der internationalen Men-
schenrechtsverträge ratifiziert, und auch die An-
wendung dieser Konvention erfolgt in Brunei
nur unter Vorbehalt. Zahlreiche der staatlichen
Regelungen oder Praktiken die durch den Staat
geduldet werden, stehen nicht im Einklang mit
der Konvention. Das Mindestalter für eine Ehe-
schließung von 14 Jahren sahen die Ausschuß-
mitglieder als bei weitem zu niedrig an. Sie wa-
ren daher besorgt, daß unter islamischem Recht
Kinder noch jünger heiraten dürfen. Kinder, die
nicht einer islamischen Glaubensrichtung ange-
hören, werden in Brunei diskriminiert, und sol-
che, die verbotene Drogen konsumieren, können
bis zu drei Jahren in geschlossenen Einrichtun-
gen interniert werden.
Der Lebensstandard der Kinder in Singapur ist
hoch; standardmäßig stehen eine ausgezeichne-
te Schulausbildung und gesundheitliche Versor-
gung zur Verfügung. Singapur hat allerdings bei
der Ratifizierung bei zahlreichen Artikeln Vor-
behalte eingelegt. Das Mindestalter für die Auf-

nahme einer Erwerbstätigkeit ist mit zwölf Jah-
ren zu niedrig.
Bangladesch hat das Fakultativprotokoll betref-
fend Kinderhandel, Kinderprostitution und Kin-
derpornographie ratifiziert, doch gegen eine Rei-
he von Konventionsbestimmungen Vorbehalte
eingelegt. Viele Bestimmungen der innerstaatli-
chen Rechtsordnung stehen im Widerspruch zur
Kinderrechtskonvention, beispielsweise das Min-
destalter für eine Eheschließung. Den Sachver-
ständigen lagen Berichte über Mißhandlungen
in staatlichen Einrichtungen, wie Schulen oder
Waisenhäusern vor. Trotz Bemühungen der Re-
gierung bleibt die gesundheitliche Versorgung
unzureichend; das betrifft vor allem Säuglinge
und Kleinkinder. Kinderarbeit ist von der Ge-
sellschaft weitgehend akzeptiert, und die Kinder
arbeiten überwiegend im informellen Sektor oder
als Hausangestellte mit der damit einhergehen-
den Gefährdung sexueller Ausbeutung. Die staat-
lichen Programme reichen nicht aus, um die vie-
len obdachlosen Kinder von der Straße zu ho-
len, wo sie oftmals der Brutalität der Sicherheits-
kräfte ausgesetzt sind.
Das Erdbeben im Jahre 2002, die sozioökono-
mischen Umwälzungen und ethnische Konflik-
te erschweren die Verwirklichung der Kinder-
rechte in Georgien. Die Regierung stellt für die
Belange der Kinder nur einen geringen Anteil
des Staatshaushalts zur Verfügung. Wichtige
Grundsätze der Konvention, wie die Orientie-
rung am Wohl des Kindes und das Prinzip der
Nichtdiskriminierung, sind bisher nicht in die
georgische Rechtsordnung übernommen wor-
den. Die Zahl der Straßenkinder ist hoch. ❒
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